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Ausnahmeregelungen zum Befahren der Umweltzone im Stadtgebiet Aachen 
 

Busse im ÖPNV und Wohnmobile 
 

 

 
Ausnahmeregelungen für Busse im ÖPNV 
 

 

Für Busse der Schadstoffgruppen 3, die im Linienverkehr nach §§ 42, 43 PBefG oder im freigestellten Schülerverkehr 

eingesetzt werden, werden auf Antrag befristete Befreiungen von den Verkehrsverboten in Umweltzonen erteilt. Dies gilt für 

Fahrzeuge, die vor dem 01.01.2011 (Schadstoffgruppe 3) auf den Halter, das Unternehmen oder dessen Rechtsvorgänger 

zugelassen worden sind. Für Busse der Schadstoffgruppe 1 und 2 werden keine Verkehrsverbotsbefreiungen erteilt. 

 

Die Befreiungen von den Verkehrsverboten in Umweltzonen sind für Busse der Schadstoffgruppe gelb bis zum 31.12.2015 

befristet. Soweit es zur Abdeckung von Spitzenverkehrsleistungen im Schülerverkehr oder bei Großveranstaltungen, zum 

Einsatz als Reservefahrzeug, im Falle eines nur untergeordneten Leistungsanteils regionaler Linien oder bei Lage des 

Betriebshofes innerhalb einer Umweltzone erforderlich ist, können über diese Termine hinaus auf Antrag Verlängerungen der 

Verkehrsverbotsbefreiung um maximal zwei Jahre erteilt werden. 

 

 

 
Ausnahmeregelungen für Wohnmobile 

 

Für Wohnmobile können für die Strecke vom Wohnort bis zur nächsten Autobahnauffahrt auf Antrag Befreiungen von 

den Verkehrsverboten in Umweltzonen erteilt werden, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

 

- Das Wohnmobil wurde vor dem 1. Januar 2008 auf den Fahrzeughalter zugelassen und 

- Eine Nachrüstung des Wohnmobils, mit der die für den Zugang zu einer Umweltzone erforderliche Schadstoffgruppe 

erreicht werden kann, ist technisch nicht möglich oder mit Kosten von mehr als 4.500 Euro verbunden. 

 

Durch die Bescheinigung eines amtlich anerkannten Sachverständigen einer Technischen Prüfstelle ist nachzuweisen, dass 

das Kraftfahrzeug nicht nachgerüstet werden kann. Zum Zeitpunkt der Antragstellung darf die Bescheinigung nicht älter als 

ein Jahr sein. 

 

 

 
 


